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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib, Anna Rasehorn, Doris 
Rauscher, Markus Rinderspacher, Arif Taşdelen, Nicole Bäumler, Dr. Simone 
Strohmayr, Horst Arnold, Florian von Brunn, Martina Fehlner, Christiane 
Feichtmeier, Sabine Gross, Ruth Müller, Harry Scheuenstuhl, Ruth Waldmann, 
Katja Weitzel und Fraktion (SPD) 

Gesetzentwurf zu Sprachstandserhebungen zurückziehen und wirksame  
Maßnahmen zur Sprachförderung in Kita und Grundschule ergreifen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag stellt fest:  

─ Der Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Einführung und Durchsetzung verbind-
licher Sprachstandserhebungen und Sprachfördermaßnahmen vor der Einschulung 
ist nicht geeignet, die Sprachkenntnisse von Kindern im Vorschulalter zu verbessern 
und damit gute Voraussetzungen für den Schulstart zu schaffen.  

─ Es bleibt weitgehend unklar, wie die unbefriedigende Situation in der Sprachförde-
rung verbessert werden soll.  

─ Zudem liegen die Testinstrumentarien für die Sprachstandserhebungen noch nicht 
vor.  

─ Es ist dringend erforderlich, den Gesetzentwurf zurückzuziehen oder ihn grundle-
gend zu überarbeiten. 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, folgende Maßnahmen zu ergreifen: 

─ mehr Personal in Grundschulen für Sprachförderung einzustellen, damit zu beauf-
tragen und weiterzubilden 

─ zusätzliches Personal für Verwaltung und Organisation der Vorkurse einzustellen 

─ das Personal für die Vorkurse Deutsch 240 aufzustocken und die Gruppen zu ver-
kleinern 

─ vor dem Einsatz eine Testphase mit den aktualisierten Beobachtungsbögen Sismik 
und Seldak sowie mit den neuen Tests für die Grundschulen durchzuführen 

─ die Besuchsquote von Kindern mit Migrationshintergrund in bayerischen Kitas durch 
gezieltes und niedrigschwelliges Ansprechen von Familien zu erhöhen (etwa durch 
Bildungslotsinnen und -lotsen oder Kita-Servicestellen in den Kommunen) 

─ mehr Ressourcen für die alltagsintegrierte sprachliche Förderung in Kitas bereitzu-
stellen und das „Sprach-Kita-Programm” auszuweiten 

─ die Bildungs- und Erziehungspartnerschaft mit den Eltern auszubauen und zu stär-
ken 
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Begründung: 

Etwa sieben Prozent der Kinder im Vorschulter in Bayern insgesamt besuchen keine 
Kita, bei den Fünfjährigen gehen nahezu 95 Prozent in einen Kindergarten 
(Stand 2022). Sprachförderung ist umso wirksamer, je früher sie einsetzt. Deshalb ist 
anzustreben, dass möglichst alle Eltern, deren Kinder keine Kita besuchen, ein Bera-
tungsangebot sowie alle Kinder ein Betreuungs- und Bildungsangebot erhalten. Studien 
zeigen, dass bereits durch eine kurze niedrigschwellige Ansprache von Familien mit 
Migrationshintergrund die Besuchsquote auf 99 Prozent steigen würde. Der Gesetzent-
wurf enthält keinen Hinweis darauf, wie die dringend erforderliche Bildungs- und Erzie-
hungspartnerschaft mit Eltern ausgebaut und gefestigt werden kann. Hingegen werden 
Bußgelder angedroht. Kitas bieten alltagsintegrierte Sprachförderung, die in der Ge-
meinschaft, beim Spiel und gemeinsamen Mahlzeiten geschieht. Pädagogische Kon-
zepte unterstützen dieses Lernen. Dabei geht es auch darum, zu erkennen, welches 
Kind mehr individuellen Förderbedarf hat. Diese Kinder brauchen zusätzliche Angebote. 
Erzieherinnen und Erzieher müssen entsprechende Fort- und Weiterbildungsangebote 
erhalten und in sogenannten multiprofessionellen Teams von anderen Professionen un-
terstützt werden (z. B. Psychologinnen und Psychologen sowie Sozialarbeitende). 

Die im Gesetzentwurf vorgesehenen Mittel sowie 30 Planstellen an Grundschulen sind 
keine Förderung, sondern allenfalls ein finanzielles Feigenblatt. Es ist dringend erfor-
derlich, tragfähige finanzielle Grundlagen für die Sprachförderung in Kitas und in den 
Grundschulen zu schaffen. Die kommunalen Spitzenverbände lehnen den Gesetzent-
wurf zu Recht ab, weil er die finanziellen Lasten einseitig auf die Kommunen und die 
Träger der Kitas verlagert. Sprachförderung wird eine dauerhafte Bildungsaufgabe sein, 
ohne die es keine gerechte Bildung gibt. Die bisher durchgeführten Vorkurse 
Deutsch 240 waren nicht ausreichend wirksam, ihre Zahl nahm immer mehr ab, die 
Gruppen wurden größer, was eine Verschlechterung der Bildungsbedingungen bedeu-
tet. Benötigt werden kleinere Gruppen und angepasste pädagogische Konzepte. Zu-
dem muss altersgerechte Förderung dort erfolgen, wo die Kinder sind – ob in der Kita 
oder in der Grundschule. Während die vorgesehene Gruppengröße in den Leitlinien für 
Vorkurse sechs bis acht Kinder beträgt, lag sie nach Auskunft der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer des Fachgesprächs weit darüber. Der Gesetzentwurf lässt zudem völlig of-
fen, wo das Grundschulpersonal herkommt, das die Sprachförderung durchführen soll. 
Ohne zusätzliches Personal und ohne Qualifizierung der Lehrerinnen und Lehrer kann 
die Sprachförderung nicht gelingen. 

Der Gesetzentwurf wird von allen maßgeblichen Verbänden kritisiert und die Erfolgs-
aussichten angezweifelt, mit den kommunalen Spitzenverbänden konnte keine Eini-
gung erzielt werden. Er muss zurückgezogen werden. Dies hat auch ein Fachgespräch 
der SPD-Fraktion ergeben. 

 

 



gestiegen, während der Staatshaushalt um 47 % gestiegen ist. Das zeigt Kommu-
nalfreundlichkeit und Unterstützung in allen Bereichen.

Zweiter Punkt. Die Investitionsquote in den bayerischen Kommunen liegt mit 
23,4 % so hoch wie in keinem anderen Bundesland. Der Schnitt liegt in den deut-
schen Bundesländern bei 16 %, in Nordrhein-Westfalen bei 12,7 %. Eines muss 
man zumindest klarstellen, nämlich dass wir noch in der Lage sind, in die Zukunft 
zu investieren. Das sind die Zahlen vom letzten Jahr, und es gibt auch in diesem 
Jahr eine hohe Investitionsquote.

Dritter Punkt. Die Kassenkredite bei unseren Kommunen betragen 49 Euro pro 
Einwohner. In Nordrhein-Westfalen und in Rheinland-Pfalz liegen sie bei über 
1.000 Euro pro Einwohner. Das ist Ihre Verantwortung, die Sie in den Jahren auf-
gehäuft haben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir müssen mit den Dingen verantwor-
tungsvoll umgehen. Es muss vor allem in Berlin aufhören, dass ständig neue Be-
schlüsse gefasst werden, die nach unten durchgereicht werden und die am Ende 
den Freistaat und die Kommunen vor unlösbare Aufgaben stellen und unsere 
Haushalte und die Haushalte der Kommunen massiv unter Druck setzen. Wir müs-
sen am Ende sehen, was wir unter diesen Rahmenbedingungen, unter diesen 
Steuereinnahmen, unter diesen Ausfällen bei der Steuerschätzung auf den Weg 
bringen. Aber dass wir in dieser schwierigen Situation mit um 58 Milliarden Euro 
zurückgehenden Steuereinnahmen sind, das ist auf Ihre, auf die rot-grüne Wirt-
schafts- und Finanzpolitik zurückzuführen. Sie müssen sich im Grunde bei den 
Menschen in Deutschland entschuldigen, dass Sie das Land in eine Rezession ge-
führt haben, was uns an allen Ecken und Enden in Schwierigkeiten bringt.

(Zuruf)

Die Staatsregierung wird den Nachtragshaushalt und den kommunalen Finanzaus-
gleich noch im Dezember vorlegen, und dann können wir über die Dinge, ich hoffe, 
in Sachlichkeit und Ernsthaftigkeit, weiter diskutieren. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Zuruf)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Staatssekretär. 
– Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. 

Da die Einladungszeit von 18 Uhr bereits überschritten ist, werden wir den Dring-
lichkeitsantrag der SPD-Fraktion, Drucksache 19/3720, in der nächsten Plenarsit-
zung abstimmen. 

Ich darf Ihnen jetzt noch das Ergebnis der namentlichen Abstimmung zum Dring-
lichkeitsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bekannt geben. Das 
Thema war "Menschen und Umwelt schützen, Klimaschutz ernst nehmen: Bau-
recht für 3. Start- und Landebahn am Flughafen München endgültig politisch beer-
digen!", Drucksache 19/3719. Mit Ja haben 33 Abgeordnete gestimmt, mit Nein 
haben 94 gestimmt, Stimmenthaltungen: keine. Damit ist der Dringlichkeitsantrag 
abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen 19/3721 mit 19/3723 werden im 
Anschluss an die heutige Sitzung in den jeweils zuständigen federführenden Aus-
schuss verwiesen.

Vielen Dank für die engagierte Debatte. Die Sitzung ist geschlossen.

Protokoll 19/31
vom 24.10.2024
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib, 
Anna Rasehorn u.a. und Fraktion (SPD) 
Drs. 19/3723 

Gesetzentwurf zu Sprachstandserhebungen zurückziehen und wirksame Maß-
nahmen zur Sprachförderung in Kita und Grundschule ergreifen 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Doris Rauscher 
Mitberichterstatterin: Melanie Huml 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Arbeit und Soziales, Ju-
gend und Familie federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich 
mit dem Dringlichkeitsantrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 15. Sit-
zung am 7. November 2024 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Doris Rauscher 
Vorsitzende 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib, 
Anna Rasehorn, Doris Rauscher, Markus Rinderspacher, Arif Taşdelen, Nicole 
Bäumler, Dr. Simone Strohmayr, Horst Arnold, Florian von Brunn, Martina 
Fehlner, Christiane Feichtmeier, Sabine Gross, Ruth Müller, Harry Scheuenstuhl, 
Ruth Waldmann, Katja Weitzel und Fraktion (SPD) 

Drs. 19/3723, 19/4534 

Gesetzentwurf zu Sprachstandserhebungen zurückziehen und wirksame  
Maßnahmen zur Sprachförderung in Kita und Grundschule ergreifen 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Markus Rinderspacher 

V. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold



Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gem. § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten 

werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen verweise ich auf die endgültige Abstimmliste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der endgültigen Abstimmliste einver-

standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind offensichtlich alle Fraktio-

nen. Gibt es einzelne Gegenstimmen? – Das ist nicht der Fall. Stimmenthaltungen? – 

Auch nicht. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, gemäß § 42 Absatz 2 Satz 2 unserer Geschäftsord-

nung finden Begründung sowie Aussprache zu einem Wahlvorschlag nur statt, wenn 

zwei Fraktionen dies beantragen oder die Vollversammlung dies beschließt. Im Hin-

blick auf die Tagesordnungspunkte 3 und 4, Wahl eines Vizepräsidenten und Wahl 

einer Schriftführerin des Bayerischen Landtages, hat die AfD-Fraktion eine Begrün-

dung der Wahlvorschläge sowie eine gemeinsame Aussprache beantragt. Hierüber 

soll auf Antrag der AfD-Fraktion in der Vollversammlung eine Entscheidung herbeige-

führt werden. Ich lasse daher nun über diesen Antrag abstimmen.

Wer dem Antrag der AfD-Fraktion auf Begründung und gemeinsame Aussprache zu 

den Wahlvorschlägen eines Vizepräsidenten und einer Schriftführerin im Hinblick auf 

die Tagesordnungspunkte 3 und 4 zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-

chen. – Das ist die AfD-Fraktion. Gegenstimmen! – CSU-Fraktion, FREIE WÄHLER, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SPD-Fraktion. – Gibt es Stimmenthaltungen? – Das 

ist nicht der Fall. Dann ist dieser Antrag hiermit abgelehnt.

Protokollauszug
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